
	1.3.1.
ERGÄNZENDER FRAGEBOGEN ZU BEIHILFEN ZUR STILLLEGUNG VON PRODUKTIONSKAPAZITÄT


Dieser Fragebogen ist für die Anmeldung von staatlichen Beihilfen zur Stilllegung von Produktionskapazität gemäß der Beschreibung in Teil II Abschnitt 1.3.1. der Rahmenregelung für staatliche Beihilfen im Agrar- und Forstsektor und in ländlichen Gebieten (im Folgenden „Rahmenregelung“) zu verwenden.
Bitte füllen Sie neben dem vorliegenden Fragebogen den allgemeinen Fragebogen für die Anmeldung staatlicher Beihilfen im Agrar- und Forstsektor und in ländlichen Gebieten zu den allgemeinen Förderbedingungen für staatliche Beihilfen aus.
1. STILLLEGUNG VON KAPAZITÄTEN AUS GRÜNDEN DER TIER-, PFLANZEN- ODER HUMANGESUNDHEIT BZW. AUS HYGIENE-, ETHIK-, UMWELT- ODER KLIMAGRÜNDEN
(Teil II Abschnitt 1.3.1.1. der Rahmenregelung)
1.1. Bitte geben Sie den Grund für die Stilllegung von Kapazitäten an:
|_|	a) Tiergesundheit;
|_|	b) Pflanzengesundheit;
|_|	c) Humangesundheit;
|_|	d) Hygienegründe;
|_|	e) Ethikgründe;
|_|	f) Umwelt- oder Klimagründe.
Bitte beschreiben Sie den Grund/die Gründe näher:
…………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………............
1.2. Ist die Maßnahme als Beihilferegelung oder als Einzelbeihilfe gedacht?
|_|	a) Beihilferegelung;
|_|	b) Einzelbeihilfe.
Falls es sich bei der Maßnahme um eine Beihilferegelung handelt, bestätigen Sie bitte, dass die Beihilfe allen berechtigten Unternehmen zugänglich ist:
|_|	ja			|_|	nein
1.3. Bitte geben Sie an, ob die Beihilfe für Folgendes gewährt wird:
|_|	a) vollständige Stilllegung der Produktionskapazität;
|_|	b) teilweise Stilllegung der Produktionskapazität.
Wenn die Beihilfe für die teilweise Stilllegung der Produktionskapazität gewährt wird, begründen Sie dies bitte:
…………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………............
1.4. Leistet der Begünstigte einen Mindestbeitrag in Form eines endgültigen und unwiderruflichen Beschlusses, die betreffende Produktionskapazität abzubauen bzw. unwiderruflich stillzulegen?
|_|	ja			|_|	nein
Bitte beachten Sie, dass der Begünstigte gemäß Randnummer 425 der Rahmenregelung einen Mindestbeitrag in Form eines endgültigen und unwiderruflichen Beschlusses leisten muss, die betreffende Produktionskapazität abzubauen bzw. unwiderruflich stillzulegen. Der Begünstigte muss sich rechtlich verbindlich verpflichten, dass die Stilllegung der Produktionskapazität endgültig und unwiderruflich ist und dass er die betreffende Tätigkeit nicht andernorts ausüben wird. An diese Verpflichtungen sind auch künftige Käufer der betreffenden Fläche oder Anlage gebunden.
1.5. Kommen nur Unternehmen, die in den fünf Jahren vor der Stilllegung der Produktionskapazität tatsächlich produziert haben, und nur Produktionskapazitäten, die in den fünf Jahren vor der Stilllegung tatsächlich konstant genutzt wurden, für eine Beihilfe infrage?
|_|	ja			|_|	nein
Bitte beachten Sie, dass gemäß Randnummer 426 der Rahmenregelung nur Unternehmen, die in den fünf Jahren vor Stilllegung der Produktionskapazität tatsächlich produziert haben, und nur Produktionskapazitäten, die in den fünf Jahren vor der Stilllegung tatsächlich konstant genutzt wurden, für eine Beihilfe in Betracht kommen. In Fällen, in denen die Produktionskapazität bereits endgültig stillgelegt wurde oder eine solche Stilllegung unausweichlich erscheint, leistet der Begünstigte keinen (ausreichenden) Mindestbeitrag, sodass keine Beihilfen gewährt werden dürfen.
1.6. Ist die Beihilfe auf Unternehmen beschränkt, die die Unionsnormen erfüllen?
|_|	ja			|_|	nein
Bitte beachten Sie, dass gemäß Randnummer 428 der Rahmenregelung nur Unternehmen, die die Unionsnormen erfüllen, für Beihilfen infrage kommen. Unternehmen, die die Unionsnormen nicht erfüllen und die ihre Produktion ohnehin einstellen müssen, sind ausgeschlossen.
1.7. Werden die offenen Nutzflächen, die aus der Produktion genommen werden, innerhalb von zwei Jahren aufgeforstet oder in Naturgebiete umgewandelt?
|_|	ja			|_|	nein
Bitte beachten Sie, dass, um Bodenerosion und andere negative Umweltauswirkungen zu vermeiden, gemäß Randnummer 429 der Rahmenregelung offene Nutzflächen, die aus der Produktion genommen werden, grundsätzlich innerhalb von zwei Jahren so aufgeforstet oder in Naturgebiete umgewandelt werden müssen, dass negative Umweltauswirkungen vermieden werden. Um negative Auswirkungen auf das Klima zu vermeiden, dürfen landwirtschaftliche Flächen, die in Feuchtgebiete oder Torfflächen umgewandelt wurden, nicht in ungeeigneter Weise aufgeforstet werden.
1.8. In Fällen, in denen offene Nutzflächen 20 Jahre nach der tatsächlichen Stilllegung wieder genutzt werden dürfen, werden diese Flächen bis dahin im Einklang mit den GLÖZ-Standards gemäß Titel III Kapitel I Abschnitt 2 der Verordnung (EU) 2021/2115[footnoteRef:1] und den zugehörigen Durchführungsvorschriften in gutem landwirtschaftlichen und ökologischen Zustand erhalten, um sicherzustellen, dass negative Auswirkungen auf die Umwelt vermieden werden? [1:  Verordnung (EU) 2021/2115 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 2. Dezember 2021 mit Vorschriften für die Unterstützung der von den Mitgliedstaaten im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik zu erstellenden und durch den Europäischen Garantiefonds für die Landwirtschaft (EGFL) und den Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums (ELER) zu finanzierenden Strategiepläne (GAP-Strategiepläne) (ABl. L 435 vom 6.12.2021, S. 1)] 

|_|	ja			|_|	nein
1.9. Bestätigen Sie bitte, dass die Stilllegung von Anlagen, die in den Anwendungsbereich der Richtlinie 2010/75/EU[footnoteRef:2] fällt, im Einklang mit den Artikeln 11 und 22 der genannten Richtlinie erfolgt: [2:  Richtlinie 2010/75/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. November 2010 über Industrieemissionen (integrierte Vermeidung und Verminderung der Umweltverschmutzung) (ABl. L 334 vom 17.12.2010, S. 17).] 

|_|	ja			|_|	nein
1.10. Bitte geben Sie die förderfähigen Kosten an:
|_|	a) Verluste von Vermögenswerten — gemessen am aktuellen Verkaufswert;
|_|	b) Anreizzahlung in Höhe von höchstens 20 % der Vermögenswerte, wenn die Stilllegung von Kapazitäten aus Umwelt- oder Klimagründen erfolgt;
|_|	c) Kosten des Abbaus der Produktionskapazität;
|_|	d) verbindliche Sozialkosten, die mit der Umsetzung des Stilllegungsbeschlusses verbunden sind.
Bitte beachten Sie, dass die Gewährung von Beihilfen für die Aufforstung und die Umwandlung von Flächen in Naturgebiete gemäß den Vorschriften in Teil II Abschnitte 2.1.1 und 2.1.2 der Rahmenregelung und den Vorschriften über Beihilfen für nichtproduktive Investitionen in Teil II Abschnitt 1.1.1.1 der Rahmenregelung erfolgen muss.
1.11. Bitte nennen Sie die Beihilfeintensität:
|_|	a) .....% als Ausgleich für den Wertverlust der Vermögenswerte, für die Kosten des Abbaus der Produktionskapazität und für die verbindlichen Sozialkosten, die mit der Umsetzung des Stilllegungsbeschlusses verbunden sind;
|_|	b) .... % als Ausgleich für den Wertverlust der Vermögenswerte, wenn die Kapazität aus Umwelt- oder Klimagründen stillgelegt wird.
2. STILLLEGUNG VON KAPAZITÄTEN AUS ANDEREN GRÜNDEN
(Teil II Abschnitt 1.3.1.2. der Rahmenregelung)
2.1. Bitte geben Sie den Grund für die Stilllegung von Kapazitäten an:
|_|	a) Umstrukturierung eines Sektors;
|_|	b) Diversifizierung;
|_|	c) Vorruhestand.
2.2. Ist die Maßnahme als Beihilferegelung oder als Einzelbeihilfe gedacht?
|_|	a) Beihilferegelung;
|_|	b) Einzelbeihilfe.
Falls es sich bei der Maßnahme um eine Beihilferegelung handelt, bestätigen Sie bitte, dass die Beihilfe allen Wirtschaftsbeteiligten in dem betreffenden Sektor zu denselben Bedingungen offensteht:
|_|	ja			|_|	nein
2.3. Bitte geben Sie an, ob die Beihilfe für Folgendes gewährt wird:
|_|	a) vollständige Stilllegung der Produktionskapazität;
|_|	b) teilweise Stilllegung der Produktionskapazität.
Wenn die Beihilfe für die teilweise Stilllegung der Produktionskapazität gewährt wird, begründen Sie dies bitte: 
…………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………............
2.4. Leistet der Begünstigte einen Mindestbeitrag in Form eines endgültigen und unwiderruflichen Beschlusses, die betreffende Produktionskapazität abzubauen bzw. unwiderruflich stillzulegen?
|_|	ja			|_|	nein
Bitte beachten Sie, dass der Begünstigte gemäß Randnummer 425 der Rahmenregelung einen Mindestbeitrag in Form eines endgültigen und unwiderruflichen Beschlusses leisten muss, die betreffende Produktionskapazität abzubauen bzw. unwiderruflich stillzulegen. Der Begünstigte muss sich rechtlich verbindlich verpflichten, dass die Stilllegung der Produktionskapazität endgültig und unwiderruflich ist und dass er die betreffende Tätigkeit nicht andernorts ausüben wird. An diese Verpflichtungen sind auch künftige Käufer der betreffenden Fläche oder Anlage gebunden.
2.5. Kommen nur Unternehmen, die in den fünf Jahren vor der Stilllegung der Produktionskapazität tatsächlich produziert haben, und nur Produktionskapazitäten, die in den fünf Jahren vor der Stilllegung tatsächlich konstant genutzt wurden, für eine Beihilfe infrage?
|_|	ja			|_|	nein
Bitte beachten Sie, dass gemäß Randnummer 426 der Rahmenregelung nur Unternehmen, die in den fünf Jahren vor Stilllegung der Produktionskapazität tatsächlich produziert haben, und nur Produktionskapazitäten, die in den fünf Jahren vor der Stilllegung tatsächlich konstant genutzt wurden, für eine Beihilfe in Betracht kommen. In Fällen, in denen die Produktionskapazität bereits endgültig stillgelegt wurde oder eine solche Stilllegung unausweichlich erscheint, leistet der Begünstigte keinen (ausreichenden) Mindestbeitrag, sodass keine Beihilfen gewährt werden dürfen.
2.6. Ist die Beihilfe auf Unternehmen beschränkt, die die Unionsnormen erfüllen?
|_|	ja			|_|	nein
Bitte beachten Sie, dass gemäß Randnummer 428 der Rahmenregelung nur Unternehmen, die die Unionsnormen erfüllen, für Beihilfen infrage kommen. Unternehmen, die die Unionsnormen nicht erfüllen und die ihre Produktion ohnehin einstellen müssen, sind ausgeschlossen.
2.7. Werden die offenen Nutzflächen, die aus der Produktion genommen werden, innerhalb von zwei Jahren aufgeforstet oder in Naturgebiete umgewandelt?
|_|	ja			|_|	nein
Bitte beachten Sie, dass, um Bodenerosion und andere negative Umweltauswirkungen zu vermeiden, gemäß Randnummer 429 der Rahmenregelung offene Nutzflächen, die aus der Produktion genommen werden, grundsätzlich innerhalb von zwei Jahren so aufgeforstet oder in Naturgebiete umgewandelt werden müssen, dass negative Umweltauswirkungen vermieden werden. Um negative Auswirkungen auf das Klima zu vermeiden, dürfen landwirtschaftliche Flächen, die in Feuchtgebiete oder Torfflächen umgewandelt wurden, nicht in ungeeigneter Weise aufgeforstet werden.
2.8. In Fällen, in denen offene Nutzflächen 20 Jahre nach der tatsächlichen Stilllegung wieder genutzt werden dürfen, werden diese Flächen bis dahin im Einklang mit den GLÖZ-Standards gemäß Titel III Kapitel I Abschnitt 2 der Verordnung (EU) 2021/2115 und den zugehörigen Durchführungsvorschriften in gutem landwirtschaftlichen und ökologischen Zustand erhalten, um sicherzustellen, dass negative Auswirkungen auf die Umwelt vermieden werden?
|_|	ja			|_|	nein
2.9. Bestätigen Sie bitte, dass die Stilllegung von Anlagen, die in den Anwendungsbereich der Richtlinie 2010/75/EU fällt, im Einklang mit den Artikeln 11 und 22 der genannten Richtlinie erfolgt:
|_|	ja			|_|	nein
2.10. Bitte bestätigen Sie, dass Beihilfen, die die Mechanismen der gemeinsamen Organisation für landwirtschaftliche Erzeugnisse beeinträchtigen würden, nicht gewährt werden:
|_|	ja			|_|	nein
2.11. Wird die Beihilfe für einen Sektor gewährt, der Produktionsbeschränkungen oder Quotenregelungen unterliegt?
|_|	ja			|_|	nein
Falls ja, beachten Sie bitte, dass Beihilferegelungen für Sektoren, die Produktionsbeschränkungen oder Quotenregelungen unterliegen, gemäß Randnummer 440 der Rahmenregelung auf Fallbasis geprüft werden.
2.12. Sind die Beihilfen Teil eines Programms zur Umstrukturierung eines Sektors, zur Diversifizierung oder zum Eintritt in den Vorruhestand mit klar definierten Zielen und Zeitvorgaben?
|_|	ja			|_|	nein
Bitte beschreiben Sie das Programm:
…………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………...........
2.13. Ist die Laufzeit der geplanten Beihilferegelung auf einen Zeitraum von bis zu sechs Monaten für die Bearbeitung der Teilnahmeanträge und weitere zwölf Monate für die tatsächliche Stilllegung begrenzt?
|_|	ja			|_|	nein
Falls die Laufzeit länger ist als oben angegeben, begründen Sie dies bitte:
…………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………...........
Bitte beachten Sie, dass die Kommission gemäß Randnummer 442 der Rahmenregelung im Interesse einer zügigen Wirkung auf den Markt Beihilferegelungen mit einer Laufzeit von mehr als drei Jahren nicht genehmigt, denn die Erfahrung hat gezeigt, dass sich die erforderlichen Anpassungen dadurch verzögern können.
2.14. Wenden die Mitgliedstaaten ein transparentes und offenes Verfahren der Aufforderung zur Interessenbekundung an, bei dem alle potenziell interessierten Unternehmen öffentlich zur Teilnahme eingeladen werden?
|_|	ja			|_|	nein
Bitte beachten Sie, dass, um eine größtmögliche Wirkung zu erzielen, gemäß Randnummer 443 der Rahmenregelung die Mitgliedstaaten ein transparentes und offenes Verfahren der Aufforderung zur Interessenbekundung anwenden müssen, bei dem alle potenziell interessierten Unternehmen öffentlich zur Teilnahme eingeladen werden.
2.15. Ist die Beihilferegelung so gestaltet, dass wettbewerbsverzerrende Vereinbarungen oder aufeinander abgestimmte Verhaltensweisen zwischen den betreffenden Unternehmen weder erforderlich sind noch erleichtert werden?
|_|	ja			|_|	nein
2.16. Bitte nennen Sie die Beihilfeintensität:
|_|	a) .....% als Ausgleich für den Wertverlust der Vermögenswerte, für die Kosten des Abbaus der Produktionskapazität und für die verbindlichen Sozialkosten, die mit der Umsetzung des Stilllegungsbeschlusses verbunden sind.
Bitte beachten Sie, dass gemäß Randnummer 436 Buchstabe a und Randnummer 444 der Rahmenregelung bis zu 100 % als Ausgleich für den Wertverlust der Vermögenswerte, für die Kosten des Abbaus der Produktionskapazität und für die verbindlichen Sozialkosten, die mit der Umsetzung des Stilllegungsbeschlusses verbunden sind, gewährt werden dürfen.
SONSTIGE ANGABEN
Machen Sie hier bitte gegebenenfalls sonstige Angaben, die für die Würdigung der betreffenden Maßnahme nach diesen Abschnitten der Rahmenregelung von Belang sind:
………………………………………………………………………………………………….
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